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Weisung 2026/1:
Vollzug der Höchstgehalte für per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) 

1 Ausgangslage und Zweck der Weisung

Mit der Änderung der Verordnung des EDI über die Höchstgehalte für Kontaminanten 
(Kontaminantenverordnung, VHK, SR 817.022.15) vom 8. Dezember 2023 wurden Höchstgehalte für 
Perfluoroctansulfonsäure (PFOS), Perfluoroctansäure (PFOA), Perfluornonansäure (PFNA), 
Perfluorhexansulfonsäure (PFHxS) sowie die Summe dieser Substanzen für bestimmte Lebensmittel 
gemäss der Verordnung (EU) 2022/23881 in das Schweizer Recht überführt. 

Ziel der vorliegenden Weisung ist es, einen einheitlichen Vollzug der festgelegten Höchstgehalte in 
Lebensmitteln sicherzustellen. Zudem werden die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der 
kantonalen Vollzugsbehörden der Lebensmittelgesetzgebung aufgezeigt. Im Fokus stehen jene 
Lebensmittelkategorien, für die Höchstgehalte festgelegt wurden. 

Diese Weisung bezieht sich derzeit nicht auf alle Lebensmittel, für die Höchstgehalte für PFAS 
festgelegt wurden, sondern auf jene Produktgruppen, bei denen nach aktuellem Kenntnisstand in der 
Schweiz ein erhöhtes Risiko für eine Überschreitung dieser Höchstgehalte besteht. Sobald neue 
Erkenntnisse oder praktische Erfahrungen im Umgang mit PFAS eine Anpassung erforderlich machen, 
wird die Weisung entsprechend überarbeitet. 

Die Weisung schreibt das Vorgehen in den folgenden drei Fällen vor: 

• Überschreitung von PFAS-Höchstgehalten in Lebensmitteln, die sich bereits auf dem Markt 
befinden.

1 Verordnung (EU) 2022/2388 der Kommission vom 7. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 hinsichtlich der 
Höchstgehalte an Perfluoralkylsubstanzen in bestimmten Lebensmitteln, ABl. L 316 vom 8.12.2022, S. 38.
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• Hinweis auf eine PFAS-Kontamination in landwirtschaftlichen Betrieben der Primärproduktion, 
die zu einer Überschreitung der gesetzlich festgelegten Höchstgehalte in Rind-, Schaf- sowie 
Geflügelfleisch und Eiern führen kann.

• Hinweis auf eine PFAS-Kontamination in definierten Seeabschnitten, die zu einer 
Überschreitung der gesetzlich festgelegten Höchstgehalte in Fischen führen kann.

2 Beurteilung

Bei Überschreitung der festgelegten Höchstgehalte für PFAS ist von einem Risiko für die Gesundheit 
auszugehen.

PFAS können auf verschiedene Wege in die Lebensmittelkette gelangen, entweder bereits während 
der Primärproduktion, etwa durch belastete Böden, Futtermittel oder Wasser, oder im Verlauf der 
Verarbeitung, zum Beispiel durch PFAS-haltige Verpackungen oder Anlagen2. Massnahmen zur 
Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit sind daher sowohl in der Primär– oder Fischereiproduktion 
als auch in der nachgelagerten Verarbeitung umzusetzen.

3 Rechtsgrundlagen

Das Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände (Lebensmittelgesetz, LMG, 
SR 817.0) gilt unter anderem für den Umgang mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen, das 
heisst für deren Herstellung, Behandlung, Lagerung, Transport und Inverkehrbringen (Art. 2 Abs. 1 Bst. 
a LMG). Es gilt für alle Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen, einschliesslich der 
Primärproduktion, soweit diese der Herstellung von Lebensmitteln oder Gebrauchsgegenständen dient 
(Art. 2 Abs. 2 LMG). Für die Primärproduktion gilt Art. 8 LMG: Wer Tiere oder Pflanzen zur Herstellung 
von Lebensmitteln produziert, muss sie so produzieren, dass die entsprechenden Lebensmittel die 
menschliche Gesundheit nicht gefährden. 

Das Bundesgesetz über die Landwirtschaft (LwG; SR 910.1) regelt im Zusammenhang mit der 
Primärproduktion unter anderem das Inverkehrbringen und die Verwendung von Produktionsmitteln 
(Art. 159a LwG). Als Produktionsmittel gelten Stoffe und Organismen, die der landwirtschaftlichen 
Produktion dienen. Darunter fallen insbesondere Dünger, Pflanzenschutzmittel, Futtermittel, 
pflanzliches Vermehrungsmaterial (Art. 158 LwG) sowie Tränkewasser.

Die Verordnung über die Primärproduktion (VPrP, SR. 916.020) stützt sich sowohl auf das LMG wie 
auch auf das LwG. Sie legt fest, dass Betriebe, welche Primärproduktion betreiben, alles Erforderliche 
für die Sicherheit der Lebensmittel und der Futtermittel vorzukehren haben (Art. 4 Abs. 1 VPrP). 
Gesetzliche Grundlage hierfür ist Art. 26 LMG. Sie müssen sicherstellen, dass Kontaminationen durch 
Tiere, Schädlinge, Abfälle, schädliche Bestandteile der Luft, des Wassers und des Bodens, durch 
Rückstände von chemischen Stoffen, durch Dünger sowie durch Futtermittel und deren 
Verpackungsmaterial vermieden werden. Sie müssen ausserdem dafür sorgen, dass 
Untersuchungsergebnisse von Proben von pflanzlichem, tierischem und sonstigem Material, die für die 
Gesundheit von Menschen und Tier von Belang sind, berücksichtigt werden (Art. 4 Abs. 3 VPrP). 
Betriebe, die feststellen oder Grund zur Annahme haben, dass abgegebene Primärprodukte die 

2 PFAS in food: EFSA assesses risks and sets tolerable intake, 2020, online (https://www.efsa.europa.eu/en/news/pfas-food-efsa-assesses-
risks-and-sets-tolerable-intake, Stand: 1.9.2026)

https://www.efsa.europa.eu/en/news/pfas-food-efsa-assesses-risks-and-sets-tolerable-intake
https://www.efsa.europa.eu/en/news/pfas-food-efsa-assesses-risks-and-sets-tolerable-intake


3/11

Gesundheit gefährden oder gefährden können, müssen unverzüglich die erforderlichen Massnahmen 
treffen, um zu verhindern, dass die betreffenden Primärprodukte in die Lebensmittelkette gelangen, die 
Vollzugsbehörden informieren und mit ihnen zusammenarbeiten, um die von den Primärprodukten 
ausgehende Gefahr für die Gesundheit der Menschen möglichst schnell zu beseitigen (Art. 6, bst. a 
und c VPrP).

Gemäss Art. 5 VHK dürfen Lebensmittel nicht in Verkehr gebracht werden, wenn sie die festgelegten 
Höchstgehalte für Kontaminanten überschreiten. Lebensmittel dürfen weder als Lebensmittelzutat 
verwendet, noch verarbeitet oder vermischt werden, wenn die Höchstgehalte überschritten werden. 

Die Probenahme- und Analysemethoden für die Durchführung amtlicher Kontrollen von Lebensmitteln 
richten sich nach der Lebensmittelgesetzgebung (Anhang 5 Verordnung über den Vollzug der 
Lebensmittelgesetzgebung [LMVV, SR 817.042]). 

Kantonschemikerinnen und Kantonschemiker sowie Kantonstierärztinnen und Kantonstierärzte haben 
jeweils in ihrem Vollzugsbereich Kontrollen durchzuführen und gegebenenfalls Massnahmen 
anzuordnen, und zwar in erster Linie gegenüber den Verantwortlichen, der von ihnen kontrollierten 
Betriebe.

Die Zuständigkeiten für den Vollzug des Lebensmittelrechts sind in Art. 51 Abs. 2 und 3 LMG geregelt. 
Demnach sind die Kantonschemikerinnen und Kantonschemiker zuständig für den Vollzug der 
Lebensmittelgesetzgebung im Bereich der Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände (ausschliesslich 
der Primärproduktion tierischer Herkunft) und die Kantonstierärztinnen und Kantonstierärzte zuständig 
für den Vollzug im Bereich der landwirtschaftlichen Primärproduktion von Lebensmitteln tierischer 
Herkunft und der Schlachtung. 

Nach Art. 60 LMG müssen die kantonalen Behörden die Daten, die sie für den Vollzug benötigen, 
gegenseitig austauschen. Kantonschemikerinnen und Kantonschemiker sowie Kantonstierärztinnen 
und Kantonstierärzte haben sich deshalb gegenseitig mit Hinweisen auf Nichtkonformitäten zu 
bedienen, damit der Vollzug des Lebensmittelrechts über die gesamte Lebensmittelkette sichergestellt 
werden kann.

Stellt die zuständige Vollzugsbehörde fest, dass gesetzliche Anforderungen nicht eingehalten werden, 
spricht sie eine Beanstandung aus (Art. 33 LMG) und muss angemessene Massnahmen treffen (Art. 
34 und 35 LMG sowie Art. 8 Abs. 3 VPrP).

Konkret bedeutet dies: Stellen die Kantonschemikerinnen oder Kantonschemiker im Rahmen 
risikobasierter Lebensmittelkontrollen eine Überschreitung der PFAS-Höchstgehalte fest und ergibt 
sich aufgrund der Rückverfolgbarkeit ein Hinweis auf eine PFAS-Kontamination in einem 
landwirtschaftlichen Betrieb der Primärproduktion tierischer Lebensmittel, ist die betreffende 
Kantonstierärztin oder der betreffende Kantonstierarzt zu informieren. Diese treffen anschliessend die 
erforderlichen Massnahmen im Bereich der Primärproduktion von Lebensmitteln tierischer Herkunft 
und der Schlachtung.

Der Bund kann zum Zweck der Koordination den Kantonen Massnahmen für den einheitlichen Vollzug 
vorschreiben (Art. 42 Abs. 3 Bst. b LMG). Das Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen (BLV) kann hierfür nach Anhören der Vollzugsbehörden Weisungen erlassen (Art. 12 
Abs. 2 LMVV).
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4 Weisung

Gestützt auf Art. 42 Abs. 3 Bst. b LMG und Art. 12 Abs. 2 LMVV erlässt das BLV folgende Weisung an 
die Vollzugsbehörden der Lebensmittelgesetzgebung:

4.1 Massnahmen bei Höchstgehaltsüberschreitungen in Lebensmitteln entlang der 
Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsketten (amtliche Einzelproben)

Die Kantonschemikerinnen oder Kantonschemiker prüfen risikobasiert die Einhaltung der 
Höchstgehalte für PFAS in Lebensmitteln gemäss Anhang 8a der VHK. Die Probenahme- und 
Analysemethoden richten sich nach Anhang 5 LMVV. Bei einer Überschreitung der Höchstgehalte – 
unter Berücksichtigung der Messunsicherheit – haben die Kantonschemikerinnen oder 
Kantonschemiker gegenüber dem Lebensmittelbetrieb anzuordnen, dass die betreffenden 
Lebensmittel nicht in den Verkehr gebracht werden dürfen (Art. 34 LMG). Stehen sie nicht mehr unter 
der unmittelbaren Kontrolle des Betriebs, hat dieser die im Verkehr befindliche Ware zurückzunehmen. 
Wurde das Produkt bereits an Konsumentinnen und Konsumenten abgegeben, ist grundsätzlich 
ein Rückruf erforderlich. (Art. 84 Lebensmittel- und Gebrauchsgegenständeverordnung [LGV, SR 
817.02]). 

Die Kantonschemikerinnen oder Kantonschemiker können gegenüber dem betroffenen 
Lebensmittelbetrieb weitere geeignete Massnahmen anordnen (Art. 34 LMG), zum Beispiel:

- Die Abklärung der Ursachen der Höchstwertüberschreitung (Art. 34 Abs. 3 Bst. a LMG).

- Das Treffen von geeigneten Massnahmen, dass seine Lebensmittel die Höchstgehalte 
einhalten, beziehungsweise es zu keiner Wiederholung einer Überschreitung der 
Höchstgehalte kommt (Art. 34 Abs. 3 Bst. b LMG).

- Die Information der Vollzugsbehörde über die getroffenen Massnahmen (Art. 34 Abs. 3 Bst. c 
LMG). 

- Die Information der Vollzugsbehörde über die Rückverfolgbarkeit (Art. 28 Abs. 2 LMG)

Die Produkte der gleichen Charge, das heisst, die Produkte die unter praktisch gleichen Bedingungen 
erzeugt, hergestellt oder verpackt wurden, werden durch die Kantonschemikerinnen oder 
Kantonschemiker vorsorglich sichergestellt (Art. 10 LMVV und 36 Abs. 2 LMG).

Fleischproben sollten risikobasiert und möglichst gezielt an einzelnen Schlachttierkörpern entnommen 
werden, idealerweise direkt im Zerlegebetrieb, von der vom Kanton festgelegten zuständigen 
Behörde. Über die Rückverfolgbarkeit kann so der Herkunftsbetrieb ermittelt werden. Dadurch lässt 
sich vermeiden, dass grosse Chargen zurückgehalten werden müssen. Stattdessen kann gezielt der 
betroffene Schlachttierkörper aus dem Verkehr gezogen und bis zum Vorliegen des 
Analyseergebnisses zurückgehalten werden.

Eierproben können auch im Handel erhoben werden. Über die Stemplung auf den Eiern ist in der 
Regel eine Rückverfolgbarkeit bis zum Herkunftsbetrieb und eine Chargeneingrenzung möglich.

4.2 Massnahmen beim Hinweis auf PFAS-Kontamination in landwirtschaftlichen Betrieben 
der Primärproduktion 

Ein Hinweis auf eine PFAS-Kontamination in einem landwirtschaftlichen Betrieb der Primärproduktion 
von Lebensmitteln tierischer Herkunft kann sich für die Vollzugsbehörden unter anderem in folgenden 
Fällen ergeben: 
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1. Überschreitung der PFAS-Höchstgehalte in einzelnen Proben von Fleisch und Eiern aus dem 
betreffenden Betrieb;

2. Kenntnis der Vollzugsbehörden der Lebensmittelgesetzgebung über relevante PFAS-
Kontaminationen in weiteren Lebensmitteln sowie in Umweltmedien wie Böden, Tränkewasser 
und Futtermitteln, denen die Tiere der Primärproduktion für die Produktion von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft ausgesetzt sind. 

Liegen entsprechende Hinweise vor, sind die betroffenen Betriebe entsprechend darüber zu 
informieren. Weitere Abklärungen zu PFAS-Belastungen in Betrieben der Primärproduktion sollen 
risikobasiert erfolgen, das heisst sie sind dort zu intensivieren, wo von einem Risiko für die 
Überschreitung der festgelegten Höchstgehalte ausgegangen werden kann.

Zudem sind die Primärproduktionsbetriebe dazu zu verpflichten, ihre gesetzlichen Pflichten für die 
Produktion sicherer Lebensmittel zu erfüllen (Art. 4 VPrP) und geeignete und zumutbare Massnahmen 
zu ergreifen. Es sind alle sinnvollen Schritte zu unternehmen, um Kontaminationsquellen zu 
vermeiden, zum Beispiel die Umstellung der Futtermittelquelle oder des Tränkewassers. 
Gegebenenfalls sind durch den Primärproduktionsbetrieb Analysen einzelner Proben von 
Primärprodukten oder Tieren sowie Blutproben von Rindern, die für die Lebensmittelproduktion 
bestimmt sind, durchzuführen, um die Sicherheit der Primärprodukte und die Wirksamkeit der 
Massnahmen zu prüfen. So kommt der Betrieb seiner Verantwortung für sichere Lebensmittel nach. 
Zudem können die Betriebe verpflichtet werden, den Vollzugsbehörden bei Beprobungen behilflich zu 
sein und Auskünfte über den Verkehr potenziell belasteter Tiere zu erteilen (Art. 6 Bst. c VPrP und Art. 
29 LMG) sowie die Vollzugsbehörde über getroffene Massnahmen zu informieren (Art. 6 Bst. a und b 
VPrP). 

Zur Bestätigung oder Widerlegung von Hinweisen sind die nachfolgend aufgelisteten Beprobungs- und 
Beurteilungskonzepte von den Kantonstierärztinnen oder den Kantonstierärzten anzuwenden. 

4.3 Vorgehen bei der Beurteilung von Primärproduktionsbetrieben und Betrieben der 
Fischerei mit einem potenziellen Risiko für die Überschreitung von Höchstgehalten in 
Fleisch (Rind, Schaf sowie Geflügel), Eiern und Fisch 

Aufgrund einzelner nicht konformer Proben oder weiteren Hinweisen auf eine PFAS-Kontamination ist 
es nicht möglich Rückschlüsse auf die Belastung aller Lebensmittel zu ziehen, die von einem 
bestimmten landwirtschaftlichen Betrieb der Primärproduktion oder aus einem bestimmten 
Seeabschnitt mit vergleichbaren Rahmenbedingungen stammen. 

Daher sind bei Hinweisen auf eine PFAS-Kontamination die nachfolgend beschriebenen Beprobungs- 
und Beurteilungskonzepte für die weitere Abklärung durchzuführen. Die Vorgaben definieren unter 
anderem eine Mindestanzahl an zu analysierenden Proben, die für die Beurteilung erforderlich ist. Wird 
dabei eine Überschreitung der PFAS-Höchstgehalte festgestellt, ist anzunehmen, dass von den 
Primärprodukten beziehungsweise Lebensmitteln aus diesen Betrieben ein gesundheitliches Risiko 
ausgehen könnte. Erst, wenn der Hinweis auf eine PFAS-Kontamination durch die Anwendung der 
Beprobungs- und Beurteilungskonzepte bestätigt wurde, muss der Betrieb im Sinne von Art. 6 Bst. a 
VPrP handeln und unverzüglich die erforderlichen Massnahmen treffen, um zu verhindern, dass die 
betreffenden Primärprodukte in die Lebensmittelkette gelangen. 

Überschreiten die Messwerte der Proben unter 4.3.1-4.3.3 die Höchstgehalte gemäss Anhang 8a VHK, 
so darf der Primärproduktionsbetrieb die unter denselben Bedingungen produzierten Primärprodukte 
nicht mehr in die Lebensmittelkette geben (Art. 8 Abs. 3 VPrP, Art. 35 Abs. 2 LMG). 
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Die angeordneten Massnahmen müssen dem Verhältnismässigkeitsgrundsatz Rechnung tragen. Dies 
ist im Einzelfall zu prüfen.

4.3.1 Beprobungs- und Beurteilungskonzept für Eier
Für die Beurteilung der Verkehrsfähigkeit von Eiern aus einem Primärproduktionsbetrieb – mit dem 
Ziel, einen Hinweis auf PFAS-Kontamination zu bestätigen oder auszuschliessen – gilt für die 
Kantonstierärztinnen oder die Kantonstierärzte Folgendes:

Probenumfang 
und Probenart

Die Probenahme muss als Stichprobe von einer Reihe von Tieren des Bestands 
durchgeführt werden. Es müssen Stichproben von mindestens 20 Eiern und von 
mindestens 1 kg genommen werden. Das Ergebnis gilt als repräsentativ, wenn 
die Eier von Tieren stammen, die unter denselben Bedingungen und Umständen 
gehalten wurden. Das heisst:

• derselben Geflügelart angehören; 

• unter denselben Haltungsbedingungen (zum Beispiel Freilandhaltung) 
über einen gleichlangen Zeitraum gehalten wurden und die gleiche 
Auslauffläche haben;

• dasselbe Futter/Tränkewasser erhalten haben. 

Die Analyse erfolgt als Sammelprobe. 

Beurteilung der 
Messergebnisse 
und 
Massnahmen

Überschreiten die Messwerte der Sammelprobe die Höchstgehalte gemäss 
Anhang 8a VHK, so darf der Primärproduktionsbetrieb die unter denselben 
Bedingungen und Umständen produzierten Eier nicht mehr in die 
Lebensmittelkette geben (Art. 8 Abs. 3 VPrP, Art. 35 Abs. 2 LMG, Art. 36 Abs. 2 
LMG). Bei der Bewertung der Analyseergebnisse ist die Messunsicherheit der 
Analyse zu berücksichtigen. 

Reevaluation 
nach 
getroffenen 
Massnahmen 

Hat der Primärproduktionsbetrieb wirksame Massnahmen zur Reduktion oder 
Beseitigung der PFAS-Kontamination umgesetzt, können die Vollzugsbehörden 
die Eier für die Lebensmittelkette wieder freigeben. Voraussetzung dafür ist, dass 
bei der Analyse der Eier gemäss diesem Konzept die Höchstgehalte nicht 
überschritten werden.

Nach aktuellem Wissensstand betragen die Halbwertszeiten von PFAS in Eiern 
nach Ausschalten der Kontaminationsquelle Tage bis wenige Wochen. Die 
Halbwertzeiten von PFAS in Eiern sind abhängig von der anfänglichen PFAS-
Konzentration und können mit Hilfe von Modellen (ConTrans)3 abgeschätzt 
werden. 

4.3.2 Beprobungs- und Beurteilungskonzept für Fleisch von Rindern und Schafen 
Für die Beurteilung der Verkehrsfähigkeit von Fleisch von Rindern und Schafen aus einem 
Primärproduktionsbetrieb – mit dem Ziel, einen Hinweis auf PFAS-Kontamination zu bestätigen oder 
auszuschliessen – gilt für die Kantonstierärztinnen oder die Kantonstierärzte Folgendes:

Probenumfang Aufgrund der Herausforderungen der Probenahme von Fleisch von 

3 Bundesinstitut für Risikobewertung, ConTrans: A Web Tool for Contaminant Transfer Estimation in food-producing animals (online: 
https://contrans.bfr.bund.de/, Stand 05.09.2025)

https://contrans.bfr.bund.de/
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und Probenart Schlachttieren, kann ein zweistufiges Beprobungskonzept erfolgen. 

1. Blutprobenahme

Die Blutprobenahme muss als Stichprobe von einer Reihe von Tieren 
des Bestands durchgeführt werden. Der Umfang der Stichprobe richtet 
sich nach der Grösse der Herde. Es sollen Stichproben von mindestens 
5 % der Tiere einer Gruppe genommen werden, mindestens jedoch von 
2 Tieren. Das Ergebnis einer Stichprobe gilt als repräsentativ, wenn es 
von einer Gruppe von Tieren stammt, die unter denselben Bedingungen 
und Umständen gehalten wurden. Das heisst:

• der gleichen Tierart beziehungsweise Nutzungs- oder Altersgruppe (Rind 
oder Schaf; Mastrinder, Kälber oder Milchkühe) angehören;

• über einen gleich langen Zeitraum auf derselben Fläche geweidet haben. 
Wenn die Tiere einer Gruppe dieselbe Fläche unterschiedlich lange 
abgeweidet haben, werden die Proben von den Tieren genommen, die 
die Fläche am längsten abgeweidet haben. 

• dasselbe Futter/Tränkewasser erhalten haben.

Die Blutproben müssen als Einzelproben analysiert werden. 

Überschreitet der Mittelwert der Einzelproben die Indikatorwerte für Blut (siehe 
Anhang 1), ist davon auszugehen, dass die Höchstgehalte im Fleisch nicht 
eingehalten werden. Folgend muss bei der nächstmöglich geeigneten 
Schlachtung eine Beprobung des Fleisches wie unter Ziff. 2 beschrieben 
durchgeführt werden. Bei der Bewertung der Analyseergebnisse ist die 
Messunsicherheit der Analyse zu berücksichtigen.

2. Fleischprobenahme

Bei Fleisch von Rindern und Schafen wird mindestens einem Tier eine 
Probe von 1 kg entnommen. Ist es nicht möglich, mindestens einem Tier 
eine Probe von 1 kg zu entnehmen, so werden mehreren Tieren gleiche 
Probenmengen entnommen, um eine Probenmenge von 1 kg zu 
erhalten. Das Ergebnis einer Stichprobe gilt als repräsentativ, wenn es 
von einem Tier/einer Gruppe von Tieren stammt, die unter denselben 
Bedingungen und Umständen gehalten wurden. Das heisst:

• der gleichen Tierart beziehungsweise Nutzungs- oder Altersgruppe (Rind 
oder Schaf; Mastrinder, Kälber oder Milchkühe) angehören;

• dasselbe Futter/Tränkewasser erhalten haben beziehungsweise über 
einen gleich langen Zeitraum auf derselben Fläche geweidet haben. 
Wenn die Tiere einer Gruppe dieselbe Fläche unterschiedlich lange 
abgeweidet haben, werden die Proben von den Tieren genommen, die 
die Fläche am längsten abgeweidet haben.

Beurteilung der 
Messergebnisse 

Überschreiten der Messwert der Sammelprobe oder der Mittelwert der 
Einzelproben die Höchstgehalte gemäss Anhang 8a VHK, so darf der 
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und 
Massnahmen

Primärproduktionsbetrieb die unter denselben Bedingungen und Umständen 
produzierte Fleisch und Schlachtnebenerzeugnisse vorsorglich nicht mehr in die 
Lebensmittelkette geben (Art. 8 Abs. 3 VPrP, Art. 35 Abs. 2 LMG, Art. 36 Abs. 2 
LMG). Bei der Bewertung der Analyseergebnisse ist die Messunsicherheit der 
Analyse zu berücksichtigen.

Reevaluation 
nach 
getroffenen 
Massnahmen 

Hat der Primärproduktionsbetrieb wirksame Massnahmen zur Reduktion oder 
Beseitigung der PFAS-Kontamination umgesetzt, können die Vollzugsbehörden 
die Tiere wieder für die Lebensmittekette freigeben. Voraussetzung dafür ist, 
dass bei der Analyse der Blutproben und der Fleischprobe gemäss diesem 
Konzept die Indikatorwerte bzw. Höchstgehalte nicht überschritten werden. Der 
Erfolg der Reduktionsmassnahmen kann durch die Analyse von Blutproben 
verfolgt werden und muss über eine PFAS-negative Fleischprobe bestätigt 
werden.

Nach aktuellem Kenntnisstand betragen die Halbwertszeiten für PFOS in 
laktierenden Kühen (kürzere Halbwertszeiten) und in nicht-laktierenden Rindern 
(längere Halbwertszeiten) nach Ausschalten der Kontaminationsquelle mehrere 
Monate. Die Halbwertszeiten von PFAS in Fleisch von Rindern sind abhängig 
von der anfänglichen PFAS-Konzentration und können mit Hilfe von Modellen 
(ConTrans)3 abgeschätzt werden.

4.3.3 Beprobungs- und Beurteilungskonzept für Fleisch von Hühnern (Masthühner und 
Legehennen) 

Für die Beurteilung der Verkehrsfähigkeit von Fleisch von Masthühnern und Legehennen aus einem 
Primärproduktionsbetrieb – mit dem Ziel, einen Hinweis auf PFAS-Kontamination zu bestätigen oder 
auszuschliessen – gilt für die Kantonstierärztinnen oder die Kantonstierärzte Folgendes:

Probenumfang 
und Probenart

Die Probenahme muss als Stichprobe von einer Reihe von Tieren des Bestands 
durchgeführt werden. Es sollen Strichproben von mindestens 3 Tieren und 
mindestens 1 kg genommen werden. Das Ergebnis gilt als repräsentativ, wenn 
das Fleisch von Tieren stammt, die unter denselben Bedingungen und 
Umständen gehalten wurden. Das heisst:

• unter denselben Haltungsbedingungen (zum Beispiel Freilandhaltung) 
über einen gleich langen Zeitraum gehalten wurden und die gleiche 
Auslauffläche haben;

• dasselbe Futter/Tränkewasser erhalten haben.

Die Analyse soll als Einzelprobe oder Sammelprobe erfolgen. 

Beurteilung der 
Messergebnisse 
und 
Massnahmen

Überschreiten der Messwert der Sammelprobe oder der Mittelwert der 
Einzelproben die Höchstgehalte gemäss Anhang 8a VHK, so darf der 
Primärproduktionsbetrieb die unter denselben Bedingungen und Umständen 
produzierten Fleisch und Schlachtnebenerzeugnisse nicht mehr in die 
Lebensmittelkette geben (Art. 8 Abs. 3 VPrP, Art. 35 Abs. 2 LMG, Art. 36 Abs. 2 
LMG). Bei der Bewertung der Analyseergebnisse ist die Messunsicherheit der 
Analyse zu berücksichtigen.
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Reevaluation 
nach 
getroffenen 
Massnahmen 

Hat der Primärproduktionsbetrieb wirksame Massnahmen zur Reduktion oder 
Beseitigung der PFAS-Kontamination umgesetzt, können die Vollzugsbehörden 
die Tiere wieder für die Lebensmittekette freigeben. Voraussetzung dafür ist, 
dass bei der Analyse der Fleischproben gemäss diesem Konzept die 
Höchstgehalte nicht überschritten werden. Die Halbwertszeiten von PFAS im 
Fleisch von Masthühnern und Legehennen sind abhängig von der anfänglichen 
PFAS-Konzentration und können mit Hilfe von Modellen (ConTrans)3 
abgeschätzt werden.

4.4 Beurteilung der Belastung bei Fischspezies aus einem definierten Seeabschnitt, die für 
die Berufsfischerei relevant sind 

Ein Hinweis auf eine PFAS-Kontamination von Fischen kann sich in folgenden Fällen ergeben: 
- Überschreitungen der Höchstgehalte in Einzelproben von Fischen aus diesem Gewässer;
- Nachweis hoher PFAS-Konzentrationen in Umweltmedien wie Seesedimenten oder Wasser.

Wenn diese Hinweise vorliegen, soll der Fischereibetrieb von den Kantonschemikerinnen und 
Kantonschemikern verpflichtet werden, seine Selbstkontrollpflicht zu erfüllen (Art. 26 LMG). Dazu sind 
durch die Fischereibetriebe geeignete und zumutbare Massnahmen zu ergreifen, wie die Analyse von 
Fischen, welche als Lebensmittel in den Verkehr gebracht werden. Zudem können die Betriebe 
verpflichtet werden, den Vollzugsbehörden bei Beprobungen behilflich zu sein sowie erforderliche 
Auskünfte zu erteilen (Art. 29 LMG).

Es ist zudem zu prüfen, ob andere Fischereibetriebe mit vergleichbaren Rahmenbedingungen (gleicher 
Seeabschnitt) ebenfalls keine Fische in die Lebensmittelkette bringen dürfen.

4.4.1 Beprobungs- und Beurteilungskonzepte für Fische
Für die Beurteilung der Verkehrsfähigkeit von Fischen aus einem definierten Seeabschnitt mit 
vergleichbaren Rahmenbedingungen – mit dem Ziel, einen Hinweis auf PFAS-Kontamination zu 
bestätigen oder auszuschliessen – gilt für die Kantonschemikerinnen oder Kantonschemiker 
Folgendes:

Probenumfang 
und Probenart

Die Probenahme muss als Stichprobe durchgeführt werden. Mindestens 10 
Fische derselben Fischart aus einem definierten Seeabschnitt mit vergleichbaren 
Rahmenbedingungen sind auf PFAS-Rückstände zu untersuchen. Die Proben 
sind aus dem Muskelfleisch zu entnehmen, innere Organe dürfen dabei nicht 
beprobt werden. Die beprobten Fische derselben Art können als Sammelprobe 
oder als Einzelprobe gemessen werden. 

Beurteilung der 
Messergebnisse 
und 
Massnahmen

Überschreitet der Messwert der Sammelprobe oder der Mittelwert der 
mindestens 10 Einzelproben die Höchstgehalte gemäss Anhang 8a VHK, so darf 
der Fischereibetrieb diese Fischart nicht mehr in den Verkehr bringen. Dies gilt 
ebenfalls für Fischereibetriebe mit vergleichbaren Rahmenbedingungen (gleicher 
Seeabschnitt). Bei der Bewertung der Analyseergebnisse ist die 
Messunsicherheit der Analyse zu berücksichtigen. 

Reevaluation Kann der Fischereibetrieb anhand seiner Untersuchungen zeigen, dass die 
lebensmittelrechtlichen Anforderungen (zum Beispiel in einer bestimmten 
Jahreszeit) eingehalten werden können, kann er die Spezies in Absprache mit 
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der Lebensmittelvollzugsbehörden wieder in Verkehr bringen

 

5 Inkrafttreten

Diese Weisung tritt am 27.05.2026 in Kraft.
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Laurent Monnerat
Direktor
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Die Indikatorwerte für PFOS im Blut zeigen an, wann ein Risiko besteht, dass die Höchstgehalte aus 
der VHK für PFAS in Fleisch überschritten werden. 

Höchstgehalte für Fleisch und Indikatorwerte für Blutserum in µg/L
PFOS PFOA PFNA PFHxS Summe von PFOS, PFOA, PFNA, PFHxS

Fleisch von Rindern 0.3 0.8 0.2 0.2 1.3

Fleisch von Schafen 1.0 0.2 0.2 0.2 1.6

Blutserum von Rind 2.54*

Blutserum von Schaf 6.75*

*Die Indikatorwerte gelten für die Summe der linearen und verzweigten Stereoisomere, unabhängig 
davon, ob sie chromatographisch getrennt sind oder nicht.

4 Houben et al, Correlation between the PFAS levels in bovine blood and the levels in the meat and offal of these animals, Food Risk Asses 
Europe, 2025

5 Danish Decree No 1386 of 29/11/2023: Guide values for a maximum PFOS concentration in bovine and ovine serum.
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